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Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der vom Deutschen Bundestag in seiner 181. Sitzung am 
13. Dezember 1951 angenommene Entwurf eines Gesetzes über die 
Feststellung von Vertreibungsschäden und Kriegssachschäden (Fest- 
stellungsgesetz) wird wie folgt geändert: 

1. § 23 erhält folgende Fassung: 

„$ 23 

Feststellungsbehörden 

(1) Die Feststellung der Schäden wird von den Ländern durch- 
geführt. Soweit die Länder die Vorschriften dieses Gesetzes nicht 
durch eigene Behörden durchführen, können sie die Gemeinden 
und Gemeindeverbände mit der Durchführung beauftragen. 

(2) Bis zur Errichtung der nach einem Gesetz über einen Allge- 
meinen Lastenausgleich für zuständig zu erklärenden Behörden 
und Ausschüsse sind v die Soforthilfebehörden und Soforthilfeaus- 
schüsse im Sinne der §§ 50 bis 52 des Soforthilfegesetzes vom 
8. August 1949 (WiGBl. S. 205) und der entsprechenden Gesetze 
in den Ländern der französischen Besatzungszone und im baye- 
rischen Kreise Lindau als Feststellungsbehörden und Feststellungs- 
ausschüsse für die Durchführung dieses Gesetzes zuständig; erfor- 
derlichenfalls sind nach Ziffer 1 der Durchführungsverordnung 
zu § 51 des Soforthilfegesetzes weitere Ausschlüsse zu bilden. Die 
Bundesregierung erläßt mit Zustimmung des Bundesrates die 
erforderlichen allgemeinen Verwaltungs vor Schriften; sie kann für 
besondere Fälle Einzelweisungen erteilen.” 
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2. § 24 erhält folgende Fassung: 

„§ 24 

Heimatauskunftstellen 

(1) Bei den Landesfeststellungsbehörden (Landesämtern für Sofort- 
hilfe, Landesausgleichsämtern) werden Heimatauskunftstellen ein- 
gerichtet. Durch Rechtsverordnung kann bestimmt werden, für 
welche Heimatgebiete Heimatauskunftstellen gebildet und bei 
welchen Landesfeststellungsbehörden sie eingerichtet werden; die 
Heimatauskunftstellen sind in der Regel auf der Grundlage früherer 
Regierungsbezirke oder entsprechender Bezirke zu bilden. 

(2) Die Heimatauskunftstelle besteht aus dem Leiter und einem 
oder mehreren Vertretern, die nach den für die Angehörigen der 
Landesfeststellungsbehörde geltenden Grundsätzen bestellt werden. 
Der Leiter der Heimatauskunftstelle und sein Vertreter sollen 
Vertriebene aus dem Heimatgebiet sein, für welches die Heimat- 
auskunfts teile zuständig ist. 

(3) Der Leiter der Heimatauskunftstelle beruft eine Kommissioa 
von besonders sachkundigen Persönlichkeiten für das Heimat- 
gebiet, für das die Heimatauskunftstelle zuständig ist, zu ehren- 
amtlicher Mitarbeit. 

(4) Vor der Bestellung der in den Absätzen 2 und 3 genannten 
Personen sollen die vom Bundesminister für Vertriebene aner- 
kannten Vertriebenen verbände gehört werden. 

(5) Der Leiter der Heimatauskunftstelle und seine Vertreter sind 
durch den Leiter der Landesfeststellungsbehörde, bei der die 
Heimatauskunftstelle eingerichtet ist, zu verpflichten, ihre Gutachten 
und Auskünfte in eigener Verantwortung, der Wahrheit ent- 
sprechend und vollständig zu erteilen und über die durch ihre 
Tätigkeit zu ihrer Kenntnis gelangten Tatsachen Stillschweigen 
zu bewahren.” 

3. § 28 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Bundesregierung fordert durch öffentliche Bekanntmachung, 
die im Benehmen mit dem Bundesrat ergeht, zur Einreichung der 
Anträge auf Feststellung von Vertreibungsschäden, Kriegssachschäden 
und Ostschäden auf.” 

4. An die Stelle des § 36 Absatz 3 Sätze 1 und 2 tritt folgender Satz: 

„Der Feststellungsbeschcid hat eine Belehrung über das zulässige 
echtsmittel zp enthalten und ist dem Antragsteller bekanntzugeben. ” 

5. § 38 Absatz 1 erster Halbsatz erhält folgende Fassung: 

„Gegen den Feststellungsbescheid kann der Antragsteller innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe Beschwerde einlegen;” 
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6. § 40 erhält folgende Fassung: 


„§ 40 

Verwaltungskos ten 

(1) Für die Kosten der Durchführung dieses Gesetzes gelten die 
Vorschriften, die für die Durchführung des Lastenausgleichs 
erlassen werden, wobei die Kosten der Heimatauskunftstellen 
auf den Bund zu übernehmen sind. 

(2) Bis zum Erlaß dieser Vorschriften gilt § 78 des Soforthilfe- 
gesetzes und die dazu ergangene Durchführungsbestimmung. 
Soweit für die Durchführung des Lastenausgleichs die Erstattung 
der Vcrwaltungs kosten durch den Bund oder andere Kosten- 
träger vorgesehen wird, gelten diese Vorschriften mit Wirkung 
vom Inkrafttreten dieses Gesetzes ab.” 

7. § 43 Ziffer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. die in § 8 Absatz 2 Ziffer 5, § 16 Absatz 7, § 24 Absatz 1 
und § 28 Absatz 2 vorgesehenen Rechts Verordnungen zu 
erlassen;” 

Gemäß § 10 Absatz 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der 
Vermittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag 
über die vorstehenden Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 6. Februar 1952 


Der Vermittlungsaussdhuß 

Kiesinger Kunze 

Vorsitzende r Berichterstatter 



